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Liebe Mandanten,

haben Sie sich auch so schön gegruselt an Halloween? Einen großen Kürbis gekauft, ausgehöhlt und illuminiert? Süßes für die vorbeiziehenden Kinder gebunkert? 
Und vor allem die herrlichen Indian-Summer-Tage genossen? Gut gemacht. 
Auch wir haben wieder die wichtigsten Informationen für Sie zusammengestellt: Ob Weihnachtsgeschenke (auf S. 6) oder Weihnachtsfeier (auf S. 12), das Ende 
des Jahres ist nahe – hier lesen Sie, was Sie beachten müssen, damit auch alles passt.	 Ihr Team Schild u. Partner
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1	 Umsatzsteuervoranmeldungen und 
Lohnsteueranmeldungen müssen 
grundsätzlich bis zum 10. des dem 
Anmeldungszeitraum folgenden Monats 
(auf elektronischem Weg) abgegeben 
werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, 
Sonntag oder Feiertag, ist der nächste 
Werktag der Stichtag. Bei einer Säumnis 
der Zahlung bis zu drei Tagen werden 
keine Säumniszuschläge erhoben. Eine 
Überweisung muss so frühzeitig erfolgen, 
dass die Wertstellung auf dem Konto des 
Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt.

2	 Bei Zahlung durch Scheck ist zu beach-
ten, dass die Zahlung erst drei Tage nach 
Eingang des Schecks beim Finanzamt 
als erfolgt gilt. Es sollte stattdessen eine 
Einzugsermächtigung erteilt werden.

3	 Für den abgelaufenen Monat.
4	 Für den abgelaufenen Monat; bei Dau-

erfristverlängerung für den vorletzten 
Monat; bei Vierteljahreszahlern mit 
Dauerfristverlängerung für das vorange-
gangene Kalendervierteljahr.

5	 Die Fälligkeitsregelungen der Sozial-
versicherungsbeiträge sind einheitlich 
auf den drittletzten Bankarbeitstag des 
laufenden Monats vorgezogen worden. 
Um Säumniszuschläge zu vermeiden, 

empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. 
Bei allen Krankenkassen gilt ein einheitli-
cher Abgabetermin für die Beitragsnach-
weise. Diese müssen dann bis spätestens 
zwei Arbeitstage vor Fälligkeit (d. h. am 
24.11.2015) an die jeweilige Einzugs-
stelle übermittelt werden. Regionale 
Besonderheiten bzgl. der Fälligkeiten sind 
ggf. zu beachten. Wird die Lohnbuchfüh-
rung durch extern Beauftragte erledigt, 
sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa 
10 Tage vor dem Fälligkeitstermin an den 
Beauftragten übermittelt werden. Dies 
gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf 
einen Montag oder auf einen Tag nach 
Feiertagen fällt.

Termine November 2015
Bitte beachten Sie die folgenden Termine, zu denen die Steuern und 
Sozialversicherungsbeiträge fällig werden:

Ab dem 1.1.2005 sind die Kapitalertragsteuer sowie der darauf ent-
fallende Solidaritätszuschlag zeitgleich mit einer Gewinnausschüt-
tung an den Anteilseigner an das zuständige Finanzamt abzuführen.

Steuerart	 Fälligkeit	                            Ende der Schonfrist bei Zahlung durch
			   Überweisung1	 Scheck2 

Lohnsteuer, Kirchensteuer,	 10.11.2015	 13.11.2015	 6.11.2015
Solidaritätszuschlag3

Kapitalertragssteuer, 
Solidaritätszuschlag

Umsatzsteuer4	 10.11.2015	 13.11.2015	 6.11.2015

Gewerbesteuer5	 16.11.2015	 19.11.2015	 13.11.2015

Grundsteuer5	 16.11.2015	 19.11.2015	 13.11.2015

Sozialversicherung6	 26.11.2015	 entfällt	 entfällt

1	 Umsatzsteuervoranmeldungen und 
Lohnsteueranmeldungen müssen 
grundsätzlich bis zum 10. des dem 
Anmeldungszeitraum folgenden Monats 
(auf elektronischem Weg) abgegeben 
werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, 
Sonntag oder Feiertag, ist der nächste 
Werktag der Stichtag. Bei einer Säumnis 
der Zahlung bis zu drei Tagen werden 
keine Säumniszuschläge erhoben. Eine 
Überweisung muss so frühzeitig erfolgen, 
dass die Wertstellung auf dem Konto des 
Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt.

2	 Bei Zahlung durch Scheck ist zu beach-
ten, dass die Zahlung erst drei Tage nach 
Eingang des Schecks beim Finanzamt 
als erfolgt gilt. Es sollte stattdessen eine 
Einzugsermächtigung erteilt werden.

3	 Für den abgelaufenen Monat.
4	 Für den abgelaufenen Monat; bei Dau-

erfristverlängerung für den vorletzten 
Monat.

5	 Die Fälligkeitsregelungen der Sozial-
versicherungsbeiträge sind einheitlich 
auf den drittletzten Bankarbeitstag des 
laufenden Monats vorgezogen worden. 
Um Säumniszuschläge zu vermeiden, 
empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. 

Bei allen Krankenkassen gilt ein einheit-
licher Abgabetermin für die Beitrags-
nachweise. Diese müssen bis spätestens 
zwei Arbeitstage vor Fälligkeit (d. h. am 
22.12.2015) an die jeweilige Einzugs-
stelle übermittelt werden. Regionale 
Besonderheiten bzgl. der Fälligkeiten sind 
ggf. zu beachten. Wird die Lohnbuchfüh-
rung durch extern Beauftragte erledigt, 
sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa 
10 Tage vor dem Fälligkeitstermin an den 
Beauftragten übermittelt werden. Dies 
gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf 
einen Montag oder auf einen Tag nach 
Feiertagen fällt.

Termine Dezember 2015
Bitte beachten Sie die folgenden Termine, zu denen die Steuern und Sozialversicherungsbeiträge fällig werden:

Ab dem 1.1.2005 sind die Kapitalertragsteuer sowie der darauf ent-
fallende Solidaritätszuschlag zeitgleich mit einer Gewinnausschüt-
tung an den Anteilseigner an das zuständige Finanzamt abzuführen.

Steuerart	 Fälligkeit	                            Ende der Schonfrist bei Zahlung durch
			   Überweisung1	 Scheck2 

Lohnsteuer, Kirchensteuer,	 10.12.2015	 14.12.2015	 7.12.2015
Solidaritätszuschlag3

Kapitalertragssteuer, 
Solidaritätszuschlag

Einkommensteuer,	 10.12.2015	 14.12.2015	 7.12.2015
Kirchensteuer,
Solidaritätszuschlag

Körperschaftssteuer,	 10.12.2015	 14.12.2015	 7.12.2015
Solidaritätszuschlag

Umsatzsteuer4	 10.12.2015	 14.12.2015	 7.12.2015

Sozialversicherung6	 28.12.2015	 entfällt	 entfällt
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Zahlungsverzug: Höhe der Verzugszinsen
Der Gläubiger kann nach dem Eintritt der Fälligkeit seines Anspruchs den Schuldner durch eine Mahnung in Verzug setzen. Der 

Mahnung gleichgestellt sind die Klageerhebung sowie der Mahnbescheid.

Einer Mahnung bedarf es nicht, wenn
• für die Leistung eine Zeit nach dem Kalender bestimmt ist,
• die Leistung an ein vorausgehendes Ereignis anknüpft,
• der Schuldner die Leistung verweigert,
• besondere Gründe den sofortigen Eintritt des Verzugs rechtfertigen.

Bei Entgeltforderungen tritt Verzug spätestens 30 Tage nach Fälligkeit und Zugang einer Rechnung ein; dies gilt gegenüber 
einem Schuldner, der Verbraucher ist, allerdings nur, wenn hierauf in der Rechnung besonders hingewiesen wurde.

Im Streitfall muss allerdings der Gläubiger den Zugang der Rechnung (nötigenfalls auch den darauf enthaltenen Verbraucher-
hinweis) bzw. den Zugang der Mahnung beweisen.

Während des Verzugs ist eine Geldschuld zu verzinsen. Der Verzugszinssatz beträgt für das Jahr fünf Prozentpunkte bzw. für 
Rechtsgeschäfte, an denen Verbraucher nicht beteiligt sind, acht Prozentpunkte über dem Basiszinssatz.

Der Basiszinssatz verändert sich zum 1. Januar und 1. Juli eines jeden Jahres um die Prozentpunkte, um welche die Bezugsgröße 
	 seit der letzten Veränderung des Basiszinssatzes gestiegen oder gefallen ist. Bezugsgröße ist der Zinssatz für die jüngste 

Hauptrefinanzierungsoperation der Europäischen Zentralbank vor dem ersten Kalendertag des betreffenden Halbjahres.

Aktuelle Basis- bzw. Verzugszinssätze ab 1.1.2013:

*Im Geschäftsverkehr, d. h. bei allen Geschäften zwischen Unternehmen, die seit dem 29.7.2014 geschlossen wurden (und 
bei bereits zuvor bestehenden Dauerschuldverhältnissen, wenn die Gegenleistung nach dem 30.6.2016 erbracht wird), gelten 
neue Regelungen.

Die wichtigsten Regelungen im Überblick:
•	 Vertragliche Vereinbarung von ZAHLUNGSFRISTEN ist grundsätzlich nur noch bis maximal 60 Kalendertage (bei öffentli-

chen Stellen als Zahlungspflichtige maximal 30 Tage) möglich.
•	 Zahlungsfrist beginnt grundsätzlich zum Zeitpunkt des Empfangs der Gegenleistung.
•	 Erhöhung des VERZUGSZINSSATZES von acht auf neun Prozentpunkte über dem jeweiligen Basiszinssatz.
•	 Anspruch auf Verzugszinsen: Bei Vereinbarung einer Zahlungsfrist ab dem Tag nach deren Ende, ansonsten 30 Tage nach 

Rechnungszugang bzw. 30 Tage nach dem Zeitpunkt des Waren- oder Dienstleistungsempfangs.
•	 MAHNUNG ist ENTBEHRLICH: Der Gläubiger kann bei Zahlungsverzug sofort Verzugszinsen verlangen, sofern er seinen 

Teil des Vertrags erfüllt hat, er den fälligen Betrag nicht (rechtzeitig) erhalten hat und der Schuldner für den Zahlungsverzug 
verantwortlich ist.

•	 Einführung eines PAUSCHALEN SCHADENERSATZANSPRUCHS in Höhe von 40 € für Verwaltungskosten und interne 
Kosten des Gläubigers, die in Folge des Zahlungsverzugs entstanden sind (unabhängig von Verzugszinsen und vom Ersatz 
externer Beitreibungskosten).

•	 ABNAHME- oder ÜBERPRÜFUNGSVERFAHREN hinsichtlich einer Ware oder Dienstleistung darf grundsätzlich nur noch 
maximal 30 Tage dauern.

Zeitraum	 Basiszinssatz	 Verzugszinssatz	 Verzugszinssatz für Rechtsgeschäfte 	 	
			   ohne Verbraucherbeteiligung

1.1. bis 30.06.2013	 -0,13 %	 4,87 %	 7,87 %

1.7. bis 31.12.2013	 -0,38 %	 4,62 %	 7,62 %

1.1. bis 30.06.2014	 -0,63 %	 4,37 %	 7,37 %

1.7. bis 28.07.2014	 -0,73 %	 4,27 %	 7,27 %

29.7. bis 31.12.2014	 -0,73 %	 4,27 %	 8,27 %

1.1. bis 30.06.2015	 - 0,83 %	 4,17 %	 8,17 %*

1.7. bis 31.12.2015	 - 0,83 %	 4,17 %	 8,17 %*
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[Thema: Einkommensteuer]

Beschränkter Abzug von Betriebsausgaben 
	 für ein im Betriebsvermögen befindliches häusliches Arbeitszimmer
Aufwendungen für ein häusliches Arbeitszimmer werden grundsätzlich nur bis zu einem Betrag von 1.250 € zum Abzug zuge-

lassen. Die Abzugsbeschränkung gilt selbst dann, wenn das Arbeitszimmer zum Betriebsvermögen gehört. Sie wird nur für 
den Fall aufgehoben, dass das häusliche Arbeitszimmer den Mittelpunkt der gesamten beruflichen und betrieblichen Tätigkeit 
bildet.

Auch das Arbeitszimmer im selbst genutzten Einfamilienhaus ist als häusliches Arbeitszimmer zu bewerten. Von dieser grund-
sätzlichen Rechtslage wird eine Ausnahme nur zugelassen, wenn die Räume für einen intensiven und dauerhaften Publikums-
verkehr geöffnet sind. Es handelt sich dann um eine auch nach außen erkennbare berufliche und betriebliche funktionale 
Büroeinheit. Wichtiges Indiz für die Anerkennung einer derartigen Ausnahmesituation ist die Beschäftigung von Mitarbeitern 
in den Räumen.

Mit diesem Urteil hat der Bundesfinanzhof den Abzug aller Aufwendungen für das Arbeitszimmer des Gesellschafters einer GbR 
abgelehnt. Er erledigte in dem Raum einen Teil seiner Büroarbeiten, seine Ehefrau Sekretariatsarbeiten. Das häusliche Arbeits-
zimmer war von der Gesellschaft angemietet. Die Mietgeldzahlungen wurden bei der GbR als Betriebsausgaben und bei dem 
Gesellschafter als Sonder-Betriebseinnahmen berücksichtigt.

Die typisierende Begrenzung der tatsächlich entstandenen Aufwendungen hat zusätzliche Folgen. Die Zugehörigkeit der Räume 
des häuslichen Arbeitszimmers zum Betriebsvermögen führt im Falle der Grundstücksveräußerung oder Beendigung der be-
ruflichen Tätigkeit zur Versteuerung von im Einfamilienhaus eventuell vorhandenen stillen Reserven.

[Thema: Einkommensteuer]

Abschluss einer erstmaligen Berufsausbildung bei Ausbildung in mehreren Schritten
Wann eine erstmalige Berufsausbildung abgeschlossen ist, hängt vom Berufsziel des in Ausbildung befindlichen Kindes ab. 

Mehrere einzelne Ausbildungsmaßnahmen sind Teil einer einheitlichen Erstausbildung, wenn sie dazu dienen, ein bestimmtes 
Berufsziel zu erreichen. Kann dieses Berufsziel erst über weiterführende Abschlüsse erreicht werden, ist der gesamte Ausbil-
dungsgang als erstmalige Berufsausbildung anzusehen.

Der Begriff „erstmalige Berufsausbildung“ wurde im Zuge einer gesetzlichen Neuregelung definiert. Diese Regelung betrifft zwar 
den Werbungskostenabzug, dürfte aber auch für das Kindergeld von grundsätzlicher Bedeutung sein. Danach ist eine Be-
rufsausbildung eine auf der Grundlage von Rechts- oder Verwaltungsvorschriften geordnete vollzeitige Ausbildung mit einer 
vorgesehenen Dauer von mindestens 12 Monaten und mit einer Abschlussprüfung.

(Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs)
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[Thema: Einkommensteuer]

Keine Verteilung von außergewöhnlichen Belastungen auf mehrere Veranlagungszeiträume
Außergewöhnliche Belastungen sind für das Kalenderjahr abzusetzen, in dem sie geleistet worden sind. Der Abflusszeitpunkt ist 

maßgebend.
In einem Verfahren vor dem Finanzgericht Baden-Württemberg war streitig, ob aus Billigkeitsgründen eine Verteilung von als 

außergewöhnliche Belastung anerkannten Aufwendungen für den behindertengerechten Umbau eines Hauses auf mehrere 
Veranlagungszeiträume vorzunehmen ist. Das Finanzgericht entschied, dass außergewöhnliche Belastungen nicht im Rahmen 
einer Billigkeitsmaßnahme auf mehrere künftige Veranlagungszeiträume verteilt werden können.

Dagegen ließ das Finanzgericht des Saarlandes eine Verteilung der Aufwendungen für den behindertenbedingten Umbau eines 
Hauses auf fünf Jahre zu.

Die gegen das Urteil des Finanzgerichts des Saarlandes eingelegte Revision wurde vom Bundesfinanzhof zurückgewiesen, weil 
die Revision verspätet eingelegt wurde. Jetzt hat der Bundesfinanzhof die Möglichkeit, diese Rechtsfrage abschließend zu 
entscheiden.

HINWEIS: 
	 Zulässig ist es, hohe außergewöhnliche Belastungen durch Zahlung Ende 

des Jahres und weitere Teilzahlung Anfang des 	 folgenden Jahres 
auf zwei Jahre zu verteilen. Dann können die Aufwen- dungen 	
zumindest in zwei Jahren steuerlich geltend gemacht werden. Allerdings 
ist die zumutbare Belastung dann auch in jedem Jahr gegenzurechnen.

[Thema: Einkommensteuer]

Betriebsaufgabe erfordert das Erstellen einer Schluss- und einer Aufgabebilanz
Im Fall der Betriebsaufgabe sind eine letzte Schlussbilanz und eine Aufgabebilanz zu erstellen. Darauf weist der Bundesfinanz-

hof hin.
Die Schlussbilanz dient der Ermittlung des letzten laufenden Ergebnisses. Für eventuell noch drohende Inanspruchnahmen 

sind in dieser Bilanz Rückstellungen zu bilden. In der Aufgabebilanz sind anschließend nur noch die veräußerten und in das 
Privatvermögen überführten Wirtschaftsgüter und die verbleibenden Schulden mit ihrem jeweiligen Veräußerungspreis oder 
gemeinen Wert in Ansatz zu bringen. Nach Abzug der Veräußerungskosten verbleibt dann der Veräußerungsgewinn oder 
-verlust.

[Thema: Einkommensteuer]

Doppelte Haushaltsführung bei beiderseits berufstätigen Eheleuten
Der Haupthausstand zweier berufstätiger Eheleute befindet sich nicht automatisch dort, wo sie sich gemeinsam überwiegend 

aufhalten. Ob eine außerhalb des Beschäftigungsortes gelegene Wohnung des Arbeitnehmers als Mittelpunkt seiner Lebensin-
teressen anzusehen ist, richtet sich nach der Gesamtwürdigung aller Umstände des Falls.

In diesem Zusammenhang spielt es eine Rolle, wie oft und wie lange sich der Arbeitnehmer in der einen oder anderen Wohnung 
aufhält, wie die Wohnungen ausgestattet sind und welche Größe sie haben. Auch die Dauer des Aufenthalts am Beschäf-
tigungsort, die Entfernung beider Wohnungen sowie die Anzahl der Heimfahrten sind zu berücksichtigen. Von erheblicher 
Bedeutung sind auch die persönlichen Beziehungen am jeweiligen Wohnort, wie z. B. Vereinszugehörigkeiten und andere 
Aktivitäten.

(QUELLE: Urteil des Bundesfinanzhofs)
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[Thema: Einkommensteuer]

Geschenke an Geschäftsfreunde
Zum Jahresende ist es üblich, Geschenke an Geschäftsfreunde zu verteilen. Deshalb sind für den Abzug dieser Aufwendungen 

als Betriebsausgaben die nachfolgenden Punkte von großer Bedeutung:

	 •	 Geschenke an Geschäftsfreunde sind nur bis zu einem Wert von 35 € netto ohne Umsatzsteuer pro Jahr und pro 
		  Empfänger abzugsfähig.
	 •	 Nichtabziehbare Vorsteuer (z. B. bei Versicherungsvertretern, Ärzten) ist in die Ermittlung der Wertgrenze mit 
		  einzubeziehen. In diesen Fällen darf der Bruttobetrag (inklusive Umsatzsteuer) nicht mehr als 35 € betragen.
	 •	 Es muss eine ordnungsgemäße Rechnung vorhanden sein, auf der der Name des Empfängers vermerkt ist. 
		  Bei Rechnungen mit vielen Positionen sollte eine gesonderte Geschenkeliste mit den Namen der Empfänger 
		  sowie der Art und der Betragshöhe des Geschenks gefertigt werden.
	 •	 Schließlich müssen diese Aufwendungen auf ein besonderes Konto der Buchführung „Geschenke an Geschäftsfreunde“, 
		  getrennt von allen anderen Kosten, gebucht werden.

Überschreitet die Wertgrenze sämtlicher Geschenke pro Person und pro Wirtschaftsjahr den Betrag von 35 € oder werden die 
formellen Voraussetzungen nicht beachtet, sind die Geschenke an diese Personen insgesamt nicht abzugsfähig.

Kranzspenden und Zugaben sind keine Geschenke und dürfen deshalb auch nicht auf das Konto „Geschenke an Ge-
schäftsfreunde“ gebucht werden. In diesen Fällen sollte ein Konto „Kranzspenden und Zugaben“ eingerichtet werden.

Unternehmer haben bei betrieblich veranlassten Sachzuwendungen und Geschenken die Möglichkeit, eine Pauschalsteuer 
von 30 % zu leisten. Um bei hohen Sachzuwendungen eine Besteuerung mit dem individuellen Steuersatz des Empfän-
gers zu gewährleisten, ist die Pauschalierung ausgeschlossen, soweit die Aufwendungen je Empfänger und Wirtschafts-
jahr oder je Einzelzuwendung 10.000 € übersteigen. Die Zuwendungen sind weiterhin aufzuzeichnen, auch um diese 
Grenze prüfen zu können.

Als Folge der Pauschalversteuerung durch den Zuwendenden muss der Empfänger die Zu-
wendung nicht versteuern. In einem koordinierten Ländererlass hat die Finanzverwaltung zur 
Anwendung dieser Regelung Stellung genommen. Danach ist u. a. Folgendes zu beachten:
	 •	 Grundsätzlich ist das Wahlrecht zur Anwendung der Pauschalierung der Einkommensteuer 
für alle innerhalb eines Wirtschaftsjahres gewährten Zuwendungen einheitlich auszuüben. Es ist 
jedoch zulässig, die Pauschalierung jeweils gesondert für Zuwendungen an Dritte (z. B. Ge-
schäftsfreunde und deren Arbeitnehmer) und an eigene Arbeitnehmer anzuwenden.
	 •	 Streuwerbeartikel (Sachzuwendungen bis 10 €) müssen nicht in die Bemessungsgrundlage 
der Pauschalierung einbezogen werden, werden also nicht besteuert.
	 •	 Bei der Prüfung, ob Aufwendungen für Geschenke an einen Nichtarbeitnehmer die Frei-
grenze von 35 € pro Wirtschaftsjahr übersteigen, ist die übernommene Steuer nicht mit einzu-

beziehen. Die Abziehbarkeit der Pauschalsteuer als Betriebsausgabe richtet sich danach, ob die Aufwendungen für die 
Zuwendung als Betriebsausgabe abziehbar sind.

	 •	 Der Unternehmer muss den Zuwendungsempfänger darüber informieren, dass er die Pauschalierung anwendet. Eine 
besondere Form ist dafür nicht vorgeschrieben.

Der Bundesfinanzhof hat entschieden, dass die Vorschrift voraussetzt, dass Zuwendungen oder Geschenke dem Empfänger 
im Rahmen einer der Einkommensteuer unterliegenden Einkunftsart zufließen. Die Norm begründet keine weitere ei-
genständige Einkunftsart, sondern stellt lediglich eine besondere pauschalierende Erhebungsform der Einkommensteuer 
zur Wahl.

Die Pauschalierungsvorschriften
	 •	 erfassen nur solche betrieblich veranlassten Zuwendungen, die beim Empfänger dem Grunde nach zu einkommen-

steuerbaren und einkommensteuerpflichtigen Einkünften führen und begründen keine weitere eigenständige Einkunftsart,
	 •	 erweitern nicht den einkommensteuerrechtlichen Lohnbegriff, sondern stellen lediglich eine pauschalierende Er-

hebungsform der Einkommensteuer zur Wahl und beziehen sich auf alle Geschenke an Geschäftsfreunde, und zwar 
unabhängig davon, ob ihr Wert 35 € überschreitet oder nicht.

Nach einer Verfügung der Oberfinanzdirektion Frankfurt am Main müssen bloße Aufmerksamkeiten (Sachzuwendungen 
aus Anlass eines besonderen persönlichen Ereignisses, wie Geburtstag, Jubiläum) mit einem Wert bis zu 40 € (inklusive 
Umsatzsteuer) nicht mehr in die Bemessungsgrundlage der Pauschalsteuer einbezogen werden.

Wegen der Kompliziertheit der Vorschrift sollte in Einzelfällen der Steuerberater gefragt werden.
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[Thema: Einkommensteuer]

Einkünfteerzielungsabsicht bei Vermietung und Verpachtung
Mietverträge unter nahestehenden Personen sind dann nicht der Besteuerung zu Grunde zu legen, wenn die Gestaltung oder 

die tatsächliche Durchführung einem Fremdvergleich nicht standhalten. Eine maßgebliche Rolle spielt dabei, ob die wirt-
schaftlichen Interessen der Vertragsparteien gleichwertig gegenüber stehen oder ob sie durch die persönlichen Beziehungen 
zueinander wesentlich beeinflusst werden.

Ein Mietvertrag ist ein Scheingeschäft, wenn die Folgerungen aus einem solchem Vertrag bewusst nicht gezogen werden. Dies 
ist z. B. dann der Fall, wenn der Mieter wirtschaftlich nicht in der Lage ist, die Miete aufzubringen.

(QUELLE: Urteil des Bundesfinanzhofs)

[Thema: Einkommensteuer]

Negatives Kapitalkonto eines Kommanditisten erhöht seinen Veräußerungsgewinn
Bei der Berechnung eines Veräußerungsgewinns für einen aus der Gesellschaft ausscheidenden Kommanditisten ist sein nega-

tives Kapitalkonto zu berücksichtigen. Es kommt nicht darauf an, aus welchen Gründen das Kapitalkonto negativ geworden 
ist. Der Negativsaldo des Kontos ist auch dann in die Berechnung eines Veräußerungsgewinns einzubeziehen, wenn der 
Negativsaldo auf handelsrechtlich zulässigen Ausschüttungen beruht und der Kommanditist keine Verpflichtung hat, die Aus-
schüttung unter Umständen wieder zurückzuzahlen. Eine eventuell bestehende Rückzahlungsverpflichtung mindert demge-
genüber den Veräußerungsgewinn. Das Veräußerungsergebnis stellt sich strikt als Differenz zwischen dem Veräußerungspreis 
nach Abzug der Veräußerungskosten und dem Wert des Anteils am Betriebsvermögen dar.

(QUELLE: Urteil des Bundesfinanzhofs)

[Thema: Einkommensteuer]

Veränderungen bei der Gültigkeit von Freistellungsaufträgen nach dem 1. Januar 2016
Seit dem 1. 1. 2011 können Freistellungsaufträge nur unter Angabe der Steueridentifikationsnummer des Steuerzahlers und ggf. 

seiner Ehepartnerin geändert oder neu erteilt werden.
Durch Änderung des Einkommensteuergesetzes verlieren bestehende Freistellungsaufträge ohne gültige steuerliche Identifika-

tionsnummer (IdNr) ab 1.1.2016 ihre Gültigkeit. Es ist darauf zu achten, dass Freistellungsaufträge, die für einen unbefris-
teten Zeitraum erteilt wurden, zum 1.1.2016 ungültig werden, wenn diesen keine IdNr zugeordnet wird. Es muss kein neuer 
Freistellungsauftrag erteilt werden. Es reicht aus, wenn dem Institut, bei dem der Freistellungsauftrag vorliegt, vor Beginn 
des Jahres 2016 die IdNr mitgeteilt wird.

HINWEIS: Es sollte gleichzeitig geprüft werden, ob die Höhe der freigestellten Beträge noch in Ordnung ist.

Vorsicht bei Mietverträgen mit Familienangehörigen. Da geht schnell mal was schief. 
PS: Dieses „Haus verkehrt“ wird gerade an der A3, Höhe Wertheim gebaut. Mehr unter toppelshaus
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[Thema: Umsatzsteuer]

Nachweis zur Steuerschuldnerschaft des Leistungsempfängers 
	 bei Bauleistungen und/oder Gebäudereinigungsleistungen
Werden Bauleistungen und/oder Gebäudereinigungsleistungen von einem im Inland ansässigen Unternehmer nach dem 

30.9.2014 im Inland erbracht, ist der Leistungsempfänger Steuerschuldner unabhängig davon, ob er sie für eine von ihm 
erbrachte Leistung im Sinne des Gesetzes verwendet, wenn er ein Unternehmer ist, der nachhaltig entsprechende Leistungen 
erbringt. Davon ist auszugehen, wenn ihm das nach den abgabenrechtlichen Vorschriften für die Besteuerung seiner Umsätze 
zuständige Finanzamt eine im Zeitpunkt der Ausführung des Umsatzes gültige Bescheinigung darüber erteilt hat, dass er ein 
Unternehmer ist, der derartige Leistungen erbringt.

Der Nachweis nach dem Vordruckmuster ist auf Antrag auszustellen, wenn die hierfür erforderlichen Voraussetzungen gegeben 
sind. Er kann auch von Amts wegen erteilt werden, wenn das zuständige Finanzamt feststellt, dass die erforderlichen Voraus-
setzungen erfüllt sind. Die Gültigkeitsdauer der Bescheinigung beträgt maximal drei Jahre. Die Bescheinigung kann nur mit 
Wirkung für die Zukunft widerrufen oder zurückgenommen werden. Wenn die Bescheinigung durch das Finanzamt widerru-
fen oder zurückgenommen wurde, darf sie der Unternehmer nicht mehr verwenden.

Hat das Finanzamt dem Unternehmer einen Nachweis ausgestellt, ist er auch dann als Leistungsempfänger Steuerschuldner, 
wenn er diesen Nachweis gegenüber dem leistenden Unternehmer nicht verwendet. Verwendet der Leistungsempfänger einen 
gefälschten Nachweis nach dem Vordruckmuster USt 1 TG und hatte der leistende Unternehmer hiervon Kenntnis, ist nicht 
der Leistungsempfänger, sondern der leistende Unternehmer Steuerschuldner. Das Gleiche gilt, wenn die Bescheinigung wi-
derrufen oder zurückgenommen wurde und der leistende Unternehmer hiervon Kenntnis hatte.

HINWEIS: Betroffene Unternehmer sollten die Vorgehensweise mit dem Steuerberater abstimmen, ihre Bescheinigungen prüfen 
und ggf. noch in diesem Jahr einen neuen Antrag stellen.

[Thema: Einkommensteuer]

Familienkasse verlangt ab 2016 zwei Identifikationsnummern
Im Jahr 2007 ist eine Identifikationsnummer (IdNr) eingeführt worden, die inzwischen bei den meisten steuerlichen Angelegen-

heiten natürlicher Personen von der Finanzverwaltung genutzt wird.
Ab 2016 ist diese IdNr auch wichtig für den Bezug von Kindergeld. Um zu verhindern, dass mehrere Personen gleichzeitig Kin-

dergeld für ein Kind beziehen, müssen Kindergeldberechtigte ihre eigene IdNr und die des Kindes/der Kinder der zuständigen 
Familienkasse mitteilen.

HINWEIS: Es bietet sich an, die entsprechenden IdNrn den Familienkassen schon vor dem 1.1.2016 mitzuteilen, damit die 
Kindergeldzahlungen nicht eingestellt werden. Die eigene IdNr findet man im Einkommensteuerbescheid oder in der Lohn-
steuerbescheinigung. Falls die eigene IdNr und/oder die des Kindes/der Kinder nicht bekannt sind, kann man diese über ein 
Eingabeformular unter www.bzst.de erneut anfordern. Bei fehlendem Internetzugang geht dies auch telefonisch über die 
Hotline 0228 4081240. Die Bearbeitungsdauer beträgt etwa vier Wochen.

[Thema: Umsatzsteuer]

Führungsholding ist vorsteuerabzugsberechtigt 
	 und die deutschen Vorschriften zur umsatzsteuerlichen Organschaft sind europarechtswidrig
Der Gerichtshof der Europäischen Union (EuGH) hat sich auf entsprechende Vorlagen des Bundesfinanzhofs zum Vorsteuerab-

zug und zur umsatzsteuerlichen Organschaft geäußert.
Im Gegensatz zu einer Finanzholding erbringt eine Führungsholding gegenüber ihren Tochtergesellschaften entgeltliche admi-

nistrative und kaufmännische Dienstleistungen. Damit wird die Führungsholding unternehmerisch tätig und ist zum Vorsteu-
erabzug berechtigt. Sie kann sogar vollumfänglich die Vorsteuer aus den bezogenen Eingangsleistungen geltend machen, 
auch wenn Teile davon sich auf den nicht steuerbaren Erwerb und das Halten der Beteiligung beziehen. Eine Aufteilung des 
Vorsteuerabzugs wird erst erforderlich, wenn die Führungsholding auch steuerfreie Umsätze erbringt. Über den Aufteilungs-
schlüssel muss der Bundesfinanzhof entscheiden.

Anders als die deutschen Vorschriften sieht das Europäische Recht keine Einschränkung dahin gehend vor, dass nur juristische 
Personen Organgesellschaft sein können. Danach können auch Personengesellschaften als Organgesellschaft fungieren. Auch 
das nach deutschem Verständnis erforderliche Über- und Unterordnungsverhältnis, das durch die finanzielle, wirtschaftli-
che und organisatorische Eingliederung in den Organträger zum Ausdruck kommen soll, hat im Europäischen Recht keine 
Grundlage. Dort ist eine enge Verbindung ausreichend. Nur wenn die bisherigen deutschen Vorschriften der Bekämpfung der 
Steuerhinterziehung dienen, könnten sie Bestand haben. Das muss der Bundesfinanzhof entscheiden.

Abschließend stellte der EuGH fest, dass Unternehmer in den hier beschriebenen Konstellationen sich nicht direkt auf das für sie 
günstigere Europäische Recht berufen können.
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[Thema: Erbschaft- und Schenkungsteuer]

Keine Erbschaftsteuerbefreiung 
	 für ein tatsächlich nicht für eigene Wohnzwecke genutztes Einfamilienhaus
Der Erwerb eines bebauten Grundstücks von Todes wegen durch Kinder ist erbschaftsteuerfrei, soweit der Erblasser darin 

bis zum Erbfall selbst gewohnt hat oder hieran aus zwingenden Gründen gehindert war und das Gebäude beim Erwerber 
unverzüglich zur Selbstnutzung zu eigenen Wohnzwecken bestimmt ist (Familienheim). Die Wohnfläche der Wohnung darf 
zudem 200 m² nicht übersteigen. Die Steuerbefreiung fällt mit Wirkung für die Vergangenheit weg, wenn der Erwerber das 
Familienheim innerhalb von zehn Jahren nach dem Erwerb nicht mehr zu Wohnzwecken selbst nutzt, es sei denn, er ist aus 
zwingenden Gründen an einer Selbstnutzung zu eigenen Wohnzwecken gehindert.

Für die Steuerbefreiung ist es erforderlich, dass der Erwerber in die Wohnung einzieht und sie als Familienheim für eigene 
Wohnzwecke nutzt. Die bloße Widmung zur Selbstnutzung durch den Erwerber reicht nicht aus. Es genügt auch nicht, wenn 
der Erwerber in der Erbschaftsteuererklärung angibt, die Wohnung in dem von Todes wegen erworbenen Einfamilienhaus sei 
zur Selbstnutzung bestimmt, könne aber aus zwingenden Gründen nicht für eigene Wohnzwecke genutzt werden.

Die Steuerbefreiung scheidet insbesondere dann aus, wenn der Erwerber – wie im entschiedenen Fall – von vornherein gehin-
dert ist, die Wohnung in dem von Todes wegen erworbenen Einfamilienhaus für eigene Wohnzwecke zu nutzen und deshalb 
auch tatsächlich nicht einzieht.

(QUELLE: Urteil des Bundesfinanzhofs)

[Thema: Umsatzsteuer]

Umsatzsteuerfreie innergemeinschaftliche Lieferung 
	 kann nicht durch Zeugen nachgewiesen werden
Der Unternehmer muss üblicherweise anhand seiner Bücher und Belege nachweisen, dass die Voraussetzungen einer umsatz-

steuerfreien innergemeinschaftlichen Lieferung vorliegen (sog. Buch- und Belegnachweis). Gelingt ihm dieser Formalbeweis 
nicht, weil seine Belege nicht ordnungsgemäß sind (der Frachtbrief enthält z. B. keine Angaben zum Bestimmungsort im üb-
rigen Gemeinschaftsgebiet), kann er den Nachweis, wohin der Gegenstand geliefert wurde, nicht durch Zeugenbeweis führen.

(QUELLE: Urteil des Bundesfinanzhofs)
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[Thema: Arbeitsrecht]

Mindestlohn – 
	 Anrechnung von zusätzlichem Urlaubsgeld und Berechnung von Nachtarbeitszuschlägen
Ein zusätzliches Urlaubsgeld ist nicht auf den Mindestlohnanspruch anrechenbar. Entscheidend für die Anrechnung ist, ob die 

Leistung ihrem Zweck nach die normale Arbeitsleistung des Arbeitnehmers entgelten soll. Das zusätzliche Urlaubsgeld dient 
der Kompensation von Ausgaben, die während der Erholung im Urlaub entstehen und unterstützt damit die Wiederherstel-
lung und den Erhalt der Arbeitsfähigkeit des Arbeitnehmers. Es ist nicht als Vergütung der Normalleistung zu betrachten.

Die Berechnung eines dem Arbeitnehmer nach einem Manteltarifvertrag zustehenden Nachtarbeitszuschlags hat auf der Grundlage 
des Mindestlohns zu erfolgen. Das folgt hier zum einen aus dem Tarifvertrag, nach dem die Grundlage für die Berechnung der 
Stundenverdienst ist, zum anderen aus dem Arbeitszeitgesetz, nach dem der Arbeitnehmer für während der Nachtzeit geleistete 
Arbeitsstunden einen Anspruch auf einen angemessenen Zuschlag auf das ihm zustehende Bruttoarbeitsentgelt hat.

(QUELLE: Urteil des Arbeitsgerichts Bautzen)

[Thema: Arbeitsrecht]

Unzulässige Verfassungsbeschwerden gegen das Mindestlohngesetz
Das Bundesverfassungsgericht legt Wert darauf, dass ihm der Streitstand verfassungsrechtlich relevanter Verfahren durch die 

Fachgerichte aufbereitet wird und legt deshalb den Subsidiaritätsgrundsatz, wonach zunächst Rechtsschutz bei den Fachge-
richten zu suchen ist, bevor das Bundesverfassungsgericht mit einer Verfassungsbeschwerde angerufen werden darf, eng aus.

So nahm das Gericht drei Verfassungsbeschwerden, die sich direkt gegen Vorschriften des Mindestlohngesetzes richteten, nicht 
zur Entscheidung an, sondern verwies die Beschwerdeführer zunächst an die Fachgerichte. Zum einen ging es um Verfas-
sungsbeschwerden einiger ausländischer Transport- und Logistikunternehmen, die sich gegen die Verpflichtung zur Zahlung 
des Mindestlohns als solche sowie gegen diesbezügliche Melde- und Aufzeichnungspflichten wandten. Außerdem ging es um 
Verfassungsbeschwerden eines Jugendlichen, der sich dagegen wehrte, dass Kinder und Jugendliche ohne abgeschlossene 
Berufsausbildung keinen Anspruch auf Mindestlohn haben und einer Zeitungszustellerin, die sich dagegen wandte, dass das 
Mindestlohngesetz für diese Berufsgruppe die Geltung des Mindestlohns erst ab 1.1.2017 vorschreibt.

[Thema: Mieter, Vermieter]

Verlust des Rechts auf Mietminderung bei verweigerter Instandsetzung
Hat der Mieter den Vermieter zur Beseitigung von Mietmän-

geln aufgefordert und kommt der Vermieter dem nicht 
innerhalb der gesetzten Frist nach, besteht für den Mieter 
in der Regel ein Recht zur Mietminderung. Problematisch 
sind die Fälle, in denen der Vermieter sich zur Mängelbe-
seitigung bereit erklärt, der Mieter diese aber nicht zulassen 
möchte.

In einem vom Bundesge-
richtshof entschiedenen 
Fall traten an einem 
Mietobjekt, in dem der 
Mieter ein Restaurant 
betrieb, Mängel auf, 
weshalb dieser die Miete 
minderte. Der Vermie-
ter wollte die Mängel 
beseitigen und bat um 
Zugang zur Mietsache, 
um die Reparaturarbeiten 
durchführen zu können. Der Mieter wollte den Zugang und 
die Durchführung der Arbeiten nur unter der Bedingung 
gestatten, dass der Vermieter ihm vorab für eine sechswö-
chige Schließung des Restaurants die zu erwartenden Um-
satzausfälle erstattet. Dies verweigerte der Vermieter, sodass 
es nicht zur Mängelbeseitigung kam. Der Mieter minderte 
die Miete weiter, der Vermieter kündigte das Mietverhältnis 
und verlangte die Räumung.

Das Gericht entschied, dass in dem Fall, in dem ein Mieter 
Erhaltungsmaßnahmen pflichtwidrig nicht duldet oder die 
Duldung von ungerechtfertigten Forderungen abhängig 
macht, die Miete ab dem Zeitpunkt, in dem die Maßnahme 
nach dem gewöhnlichen Lauf der Dinge voraussichtlich 
abgeschlossen worden wäre, nicht mehr mindern kann. Die 
Forderungen des Mieters hielten die Richter für unberech-

tigt, weil ein Mieter Ersatz 
des Umsatzausfalls nur 
bei einem Verschulden des 
Vermieters verlangen kann. 
Ein solches sah das Gericht 
im entschiedenen Fall nicht. 
Gleichwohl hat der Bundes-
gerichtshof den Fall nicht 
abschließend entschieden, 
weil zu Gunsten des Mieters 
zu berücksichtigen war, dass 
der Vermieter noch eine 

gewisse Zeit für die Reparaturen benötigt hätte und die 
Vorinstanz noch aufzuklären hat, ob die Mietminderung 
für diesen Zeitraum das Kündigungsrecht nicht doch hätte 
entfallen lassen.
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[Thema: Verfahrensrecht]

Grenzen der Speicherung digitalisierter Steuerdaten aufgrund einer Außenprüfung
Zur Durchführung einer Außenprüfung kann das Finanzamt vom Unternehmer verlangen, dass er seine Steuerdaten auf einem 

maschinell verwertbaren Datenträger zur Verfügung stellt. So kann der Betriebsprüfer die Daten mit speziellen Analysepro-
grammen auswerten. Diese Programme sind in der Regel auf Laptops installiert, die die Betriebsprüfer mit sich führen. Wenn 
ein solcher Laptop in fremde Hände gerät, besteht die Gefahr der missbräuchlichen Verwendung der Daten. Daher dürfen 
der Datenzugriff und die Auswertung nur in den Geschäftsräumen des Unternehmers oder in den Diensträumen der Finanz-
verwaltung stattfinden. Nach Abschluss der Außenprüfung dürfen die Daten nur noch in den Diensträumen der Finanzver-
waltung gespeichert bzw. aufbewahrt werden, soweit und solange sie für Zwecke des Besteuerungsverfahrens, z. B. bis zum 
Abschluss etwaiger Rechtsbehelfsverfahren, benötigt werden. Ein Arbeiten im Home-Office kann es damit für Betriebsprüfer 
kaum noch geben. Darüber hinaus wird die Finanzverwaltung ihre Prüfungsanordnungen anpassen müssen.

(QUELLE: Urteil des Bundesfinanzhofs)

[Thema: Kapitalgesellschaften]

Jahresabschluss 2014 muss bis zum 31.12.2015 veröffentlicht werden
Für Geschäftsjahre, die nach dem 31.12.2013 begonnen hatten, endet am 31.12.2015 die Frist zur Veröffentlichung des Jahres-

abschlusses, z. B. einer GmbH oder einer GmbH & Co. KG. Bis zu diesem Stichtag müssen diese Unternehmen ihren Jahresab-
schluss 2014 beim elektronischen Bundesanzeiger einreichen.

Kapitalgesellschaften müssen mit Ordnungsgeldern rechnen, wenn sie ihre Jahresabschlüsse nicht einreichen.

Für Kleinstkapitalgesellschaften, die an zwei aufeinanderfolgenden Abschlussstichtagen zwei der folgenden Merkmale nicht 
überschreiten (Bilanzsumme bis 350.000 €, Umsatzerlöse bis 700.000 € und durchschnittlich 10 beschäftigte Arbeitnehmer) 
sieht das Gesetz folgende Erleichterungen vor:

•	 Auf die Erstellung eines Anhangs kann vollständig verzichtet werden, wenn bestimmte Angaben unter der Bilanz ausge-
wiesen werden: Angaben zu den Haftungsverhältnissen, Angaben zu den Vorschüssen oder Krediten, die an Mitglieder des 
Geschäftsführungsorgans, eines Beirats oder Aufsichtsrats gewährt wurden, erforderliche Angaben zu den eigenen Aktien der 
Gesellschaft (bei einer Aktiengesellschaft).

•	 Es werden Optionen zur Verringerung der Darstellungstiefe im Jahresabschluss eingeräumt.
•	 Zwischen Offenlegung durch Veröffentlichung (Bekanntmachung der Rechnungslegungsunterlagen) oder durch Hinterlegung 

der Bilanz kann gewählt werden. Die elektronische Einreichung der Unterlagen beim Betreiber des Bundesanzeigers ist auch 
für die Hinterlegung vorgeschrieben.

Das Bundesamt für Justiz wird die Kapitalgesellschaften und auch die GmbH & Co. KGn von Amts wegen auffordern, den 
Jahresabschluss für nach dem 31.12.2013 begonnene Geschäftsjahre innerhalb von sechs Wochen einzureichen und ein 
Ordnungsgeld androhen. Mit der Anforderung ist gleichzeitig eine Mahngebühr fällig, die auch nach verspäteter Einreichung 
nicht erlassen bzw. angerechnet wird.
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[Thema: Personalwirtschaft]

Behandlung von Aufwendungen für Arbeitnehmer bei Betriebsveranstaltungen
Zuwendungen des Arbeitgebers an die Arbeitnehmer bei Betriebsveranstaltungen gehören als Leistungen im ganz überwiegen-

den betrieblichen Interesse des Arbeitgebers nicht zum Arbeitslohn, wenn es sich um herkömmliche (übliche) Betriebsveran-
staltungen und um bei diesen Veranstaltungen übliche Zuwendungen handelt. Übliche Zuwendungen bei einer Betriebsver-
anstaltung sind insbesondere Aufwendungen für den äußeren Rahmen (z. B. für Räume, Musik, Kegelbahn, für künstlerische 
und artistische Darbietungen), wenn die Darbietungen nicht der wesentliche Zweck der Betriebsveranstaltung sind.

Der Gesetzgeber hat die bisherige Verwaltungsauffassung zum 1.1.2015 durch einen neuen Tatbestand im Einkommensteuerge-
setz ersetzt. Dabei wurde die Bemessungsgrundlage deutlich verbreitert, der seit 1993 unveränderte Wert von 110 € (damals 
200 DM) aber nicht erhöht. Allerdings machte er auch aus der bisherigen Freigrenze einen Freibetrag.

Seit dem 1.1.2015 gilt Folgendes:

	 •	 Eine Betriebsveranstaltung liegt vor, wenn es sich um eine Veranstaltung auf betrieblicher Ebene mit gesellschaftlichem 
		  Charakter handelt.
	 •	 Die Veranstaltung muss allen Angehörigen des Betriebs, eines Teilbetriebs oder einer in sich geschlossenen betrieblichen 
		  Organisationseinheit (z. B. einer Abteilung) offen stehen.
	 •	 Zuwendungen im Rahmen einer Betriebsveranstaltung sind alle Aufwendungen des Arbeitgebers inklusive Umsatzsteuer, 
		  und zwar unabhängig davon, ob sie einzelnen Arbeitnehmern individuell zurechenbar sind oder es sich um einen rech-
		  nerischen Anteil an den Kosten der Betriebsveranstaltung handelt, die der Arbeitgeber gegenüber Dritten für den äußeren 
		  Rahmen der Betriebsveranstaltung aufwendet.
	 •	 Soweit solche Zuwendungen den Betrag von 110 € je Betriebsveranstaltung und teilnehmenden Arbeitnehmer nicht 
		  übersteigen, bleiben sie beim Arbeitnehmer (wegen des Freibetrags) steuerlich unberücksichtigt.
	 •	 Zuwendungen bis 110 € bleiben steuerfrei, soweit ein Arbeitnehmer an nicht mehr als zwei Betriebsveranstaltungen pro 
		  Jahr teilnimmt. Übersteigen die Kosten für eine von zwei Betriebsveranstaltungen den Freibetrag von 110 € und/oder 
		  nimmt ein Arbeitnehmer an weiteren Betriebsveranstaltungen teil, sind die insoweit anfallenden zusätzlichen Kosten 
		  steuerpflichtig.

Der Arbeitgeber kann diesen Arbeitslohn pauschal versteuern. Dies gilt allerdings nur dann, wenn die Teilnahme an der Veran-
staltung allen Arbeitnehmern offen stand.

Bei den Veranstaltungen sollte noch beachtet werden, dass Geldgeschenke, die kein zweckgebundenes Zehrgeld sind, nicht der 
Pauschalierungsmöglichkeit unterliegen und voll versteuert werden müssen.
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